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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 27. Juli 1951 


An den 

Vorsitzenden des Verraittlungsausschusses 
des Deutsdien Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 65. Sitzung 
am 27» Juli 1951 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutsdien 
Bundestage am 10. Juli 1951 verabschiedeten 

Gesetzes über die Errichtung einer Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

- Nrn. 2131, 2385 der Drucksachen - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden 
Gründen einberufen wird. 


In Vertretung 
gez. Arnold 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 10. Juli 1951 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

In Vertretung 

Arnold 


Omdci Bodidiiidterei R. Uadc!, Botin, Afgela&dentraße 81 
Ällelnveitricht Dr . Hant H^er, Andetitadi, Breite StiaßeSO 



Abänderungsanträge 

zum 

Gesetz über die Errichtung einer Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 


1. Die Präambel lautet: „Der Bundestag hat 
mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz besdilossen:”. 

Begründung: 

Es handelt sich um ein Zustimmungsgesetz 
gemäß Artikel 134 Absatz 4 des Grund- 
gesetzes, da das Vermögen des Reidisstocks 
mindestens in den Ländern der Britischen 
Zone Reichsvermögen geblieben ist. 

2. Im § 2 Absatz (1) lautet der letzte Satz: 
„Der Sitz der Bundesanstalt wird durch 
den Verwaltungsrat bestimmt.” 

Begründung : 

Die ' Sozialpartner als maßgebende Träger 
der Bundesanstalt sollen im Verwaltungsrat 
mit den Vertretern der öffentlichen Körper- 
schaften eingehend prüfen und bestimmen, 
welcher Ort im Hinblick auf seine Ver- 
kehrslage und die zur Verfügung stehenden 
Räumlichkeiten sowie die finanziellen Aus- 
wirkungen für die Unterbringung der 
Bundesanstalt am besten geeignet ist. Im 
übrigen ist der Vorbehalt einer Sitzbe- 
stimmung durch ein weiteres Bundesgesetz 
mit Artikel 86 Absatz 1 Satz 2 des Grund- 
gesetzes nicht vereinbar. Wenn der Bundes- 
gesetzgeber abweichend von der generellen 
Regelung, wonach die Sitzbestimmung 
einer Bundesanstalt der Organisationsgewalt 
der Bundesregierung obliegt, diese Sitz- 
bestimmung selbst vornehmen will, dann 
muß dies in dem Gesetz über die Errich- 
tung der Bundesanstalt selbst geschehen. 

3. Im § 2 Absatz (2) wird das Wort „Beneh- 
men” in „Einvernehmen” geändert. 

Begründung : 

Die Gebietsabgrenzung der Landesarbeits- 
ämter und Arbeitsämter ist von so großer 
allgemeiner und wirtschaftlicher Bedeutuug, 


daß sie nur im Einvernehmen mit den 
Landesregieiungen vorgenommen werden 
sollte. 

4. § 5 Absatz (3) erhält folgende Fassung: 
„(3) Der Präsident führt die Gesdiäfte der 
Bundesanstalt (§ 26) nadi Richtlinien und 
Weisungen des Vorstandes.” 

Begründung: 

Die Fassung des Bundestages nimmt dem 
Vorstand das Recht, auch im Einzelfall 
Weisungen zu erteilen. 

5. Im § 1 1 soll die Regierungsvorlage wieder 
hergestellt werden, d. h., das Vorschlags- 
recht für fünf (nicht: vier) Mitglieder soll 
dem Bundesrat zustehen und für drei 
(nicht: vier) Mitglieder den kommunalen 
Spitzenverbänden. 

Begründung: 

Die kommunalen Spitzenverbände haben 
in diesem Falle sehr paritätische Interessen. 
Daß es sich um vier Verbände handelt, 
kann für die Sitzverteilung nicht ausschlag- 
gebend sein, denn audi zwölf Länder 
haben sich mit fünf Vorschlägen zu 
begnügen. 

6. Ira § 11 Absatz (3) ist in der drittletzten 
Zeile zwisdien den Worten „vorhanden” 
und „und” das Komma zu streichen. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

7.1m § 21 Absatz (1) ist in der zweiten 
Zeile das Wort „des” vor „Arbeitsamt” 
durch das Wort „eines” zu ersetzen. 

In der vierten Zeile muß das Wort „Ver- 
waltungs-Ausschusses” in „Verwaltungsaus- 
sdiusses” geändert werden. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 



8. § 26 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Präsident der Bundesanstalt und 
sein ständiger Stellvertreter werden von 
dem Verwaltungsrat gewählt Sie werden 
vom Bundespräsidenten auf Vorschlag 
der Bundesregierung, unter Berufung in 
das ßeamtenverhältnis, ernannt 

(2) Der Präsident des Landesarbeitsamts 
und sein ständiger Stellvertreter werden 
von dem Verwaltungsausschuß des Lan- 
desarbeitsamts gewählt Sie werden vom 
Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bun- 
desregierung, unter Berufung in das Be- 
amtenverhältnis ernannt Die Bundesre- 
gierung hat zuvor dem Verwaltungsrat 
und den beteiligten Landesregierungen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Der Direktor des Arbeitsamts wird 
auf Vorschlag des Verwaltungsausschusses 
des Landesarbeitsamts durch den Ver- 
waltungsausschuß des Arbeitsamts gewählt 
Er wird vom Vorstand unter Berufung 
in das Beamtenverhältnis ernannt.” 

Begründung: 

Entgegen der vom Bundestag verabschie- 
deten Fassung hält der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialpolitik eine Wahl dieser 
leitenden Beamten durch die Selbstver- 
waltungsorgane für erforderlich und eine 
ausdrückliche Bestimmung für nötig, daß 
diese leitenden Persönlichkeiten ebenso 
wie die Direktoren der Arbeitsämter in 
das Beamtenverhältnis zu berufen sind. 
Die Berufung erfolgt auf Vorschlag der 
Bundesregierung, bei den Landesarbeits- 
amtspräsidenten nadi Anhören des Ver- 
waltungsrats und der beteiligten Länder- 
regierungen. 

9. § 28 wird gestrichen 

Begründung: 

Er ist durch die vorgeschlagene Fassung 
des § 26 Absatz 3 entbehrlidi. 

10. §§ 37-43 sind zu streichen und zu ersetzen 
durdi: 

.,§37 

(1) Die bei den Arbeitsämtern und Landes- 
arbeitsämter beschäftigten Beamten werden 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 


Beamte der Bundesanstalt. Auf die Über- 
nahme der Beamten einer sonstigen Dienst- 
stelle der Arbeitsverwaltung, die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
überwiegend mit Aufgaben beschäftigt 
waren, die nadi diesem Gesetz der Bundes- 
anstalt obliegen, ist Kapital V des Reichs- 
gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, 
des Besoldungs- und des Versorgungsrecfats 
vom 30. Juni 1933 (RGBl. I S. 433) anzu- 
wenden. Hinsichtlich der Beamten, die am 
8. Mai 1945 einem Arbeitsamt oder Landes- 
arbeitsamt angehört haben, aus anderen 
als beamtenrechtlichen Gründen ausge- 
schieden sind und bisher nicht oder nicht 
ihrer früheren Stellung entsprechend ver- 
wendet werden, hat die Bundesanstalt die 
Aufgaben wahrzunehmen, die dem Dienst- 
herrn mit Rücksicht auf das frühere Be- 
amtenverhältnis obliegen. 

(2) Die Bundesanstalt übernimmt vom Tage 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes an die 
Zahlung der aus Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung getragenen Ruhegehälter, Be- 
züge der Hinterbliebenenversorgung und 
versorgungsähnlichen Bezüge. 

§ 38 

(1) Die bei den Arbeitsämtern und Lan- 
desarbeitsämtern beschäftigten Angestell- 
ten und Arbeiter treten mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in den Dienst der 
Bundesanstalt. 

(2) Ansprüche, die dem Angestellten auf 
Grund der §§13 bis 16 des Abkommens 
zum Tarifvertrag der Angestellten der 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 3. März 1933 
über die zusätzliche Alters- und Hinter- 
bliebenenversorgung für die Angestell- 
ten der Reichsanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung ge- 
gewährleistet sind, bleiben erhalten.” 
Begründung: 

Durch diese Regelung wird dem gerecht- 
fertigten Anliegen der Länder einer 
en bloc-Ubernahme entsprochen. 

1. Im § 44 soll der zweite Satz folgenden 
Wortlaut erhalten: 

„Sein Vermögen sowie das entsprechende 
seit dem 8. Mai 1945 aus Mitteln der 



Arbeitslosenversicherung gebildete Ver- 
mögen gehen auf die Bundesanstalt über.” 

Begründung: 

Diese Fassung dient zur Klarstellung. 

12. Dem § 44 ist folgender neue Satz anzu- 
fugen: 

„Das Vermögen der Bundesanstalt wird 
zentral verwaltet. Es ist jedoch in der 
Regel in dem Lande anzulegen, in dem 
es aufgebracht wurde.” 

Begründung: 

Es erscheint gerechtfertigt, wenn das nicht 
für die Auszahlung der Arbeitslosenver- 
sicherung verwandte Vermögen der Wirt- 
schaft des Landes zugute kommt, das es 
aufgebracht hat. 

13. Im § 45 sind die Absätze 2 und 3 zu 
streichen und zu ersetzen durch folgenden 
Absatz 2: 

„(2) Das gleiche gilt für die mit dem 
Vermögen in rechtlichem oder wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehenden Ver- 
pflichtungen,” 


Begründung: 

Durch diese Fassung werden die Bestim- 
mungen mit Artikel 134 GG und mit 
den geltenden Regelungen über das 
Reichsvermögen in Übereinstimmung ge- 
bracht, 

14. Im § 47 Absatz (2) ist anstelle des Wortes 
„schadensersatzpflichtig” das Wort „scha- 
denersatzpflichtig” zu setzen, 
Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

15. Im § 52 Absatz (3) ist in der zweiten 
Zeile hinter dem Wort „Jahre” ein 
Punkt zu setzen. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

16. § 54 erhält folgende Fassung; 

„Die Bundesregierung erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen Verwaltungsvorschriften mit Zu- 
stimmung des Bundesrates.” 
Begründung: 

Diese Ergänzung des Zustimmungserfor- 
dernisses dient der Klarstellung. 



